
18. Beilage im Jahre 1965 zu den Sitzungsberichten 
des XX. Vorarlberger Landtages

Regierungsvorlage Beilage 18

Gesetz
über die Unterrichtszeit an den öffentlichen Pflichtschulen (Pflichtschulzeitgesetz).

Der V orarlberger Landtag hat beschlossen:

I. ABSCHNITT 
Allgem eines

§ 1
Allgem eines

(1) Für die U nterrichtszeit an den öffent­
lichen Volks-, H aupt- und Sonderschulen, po ly­
technischen Lehrgängen sowie gewerblichen, 
kaufm ännischen und hausw irtschaftlichen Be­
rufsschulen (öffentliche Pflichtschulen) gelten 
die Bestim m ungen dieses Gesetzes.

(2) Von den Bestim m ungen dieses Gesetzes 
ausgenom m en sind öffentliche Übungsschulen, 
die einer öffentlichen Schule zum Zwecke leh r­
planm äßig vorgesehener Ü bungen eingeglie­
dert sind.

(3) Die Bestim m ungen dieses Gesetzes be­
ziehen sich auf das V erhältn is zwischen Schule 
und Schüler. U nberührt davon bleiben die Re­
gelungen über die A rbeitszeit der Lehrer und 
der sonstigen den Schulen zur D ienstleistung 
zugew iesenen Personen.

(4) Auf Schulschikurse, Schulw anderungen 
und ähnliche V eranstaltungen, die außerhalb 
der Schule stattfinden, finden die Bestimmun­
gen dieses G esetzes keine A nwendung.

II. ABSCHNITT

Volks-, Haupt-, Sonderschulen und 
polytechnische Lehrgänge

§ 2
Schuljahr

(1) Das Schuljahr, das aus dem  U nterrichts­
jah r und den H auptferien  besteh t, beginnt am 
zw eiten  M ontag im Septem ber und dauert bis 
zum Beginn des folgenden Schuljahres.

(2) Das U nterrichtsjahr beginnt mit dem 
Schuljahr und endet m it dem Beginn der 
H auptferien.

(3) Die H auptferien  beginnen an dem Sams­
tag, der frühestens auf den 5. Ju li und späte­
stens auf den 11. Ju li fällt, und enden mit dem 
Beginn des folgenden Schuljahres.

(4) Auf A ntrag einer Gem einde kann die 
B ezirksverw altungsbehörde durch V erordnung 
die H auptferien  um höchstens drei W ochen 
verlängern , w enn dies mit Rücksicht auf die 
örtliche landwirtschaftliche Bew irtschaftungs­
art erforderlich ist. Die auf diese W eise en t­
fallenen Schultage sind durch V erringerung 
der im Sinne des Abs. 6 lit. b bis e und des 
Abs. 7 schulfrei e rk lärten  Tage einzubringen. 
H iebei m üssen jedoch der 24. und der 31. De­
zem ber sowie die letzten  drei Tage der K ar­
woche schulfrei bleiben.

(5) Alle Tage des U nterrichtsjahres, die 
nicht nach den Bestim m ungen der Abs. 6 bis 8 
schulfrei sind, sind Schultage.

(6) Schulfrei sind folgende Tage des U nter­
richtsjahres:
a) die Sonntage sowie der 1. Jänner, 6. Jänner,

19. März, O sterm ontag, 1. Mai, Christi Him­
m elfahrt, Pfingstm ontag, Fronleichnam, 
29. Juni, 1. Novem ber, A llerseelentag,
8. Dezember, 25. Dezem ber und 26. Dezem­
ber;

b) die Tage vom 24. Dezember bis einschließ­
lich 6. Jänner (W eihnachtsferien); überdies 
können der 23. Dezem ber sowie der 7. J ä n ­
ner allgem ein aus kalenderm äßigen G rün­
den von der Landesregierung oder, w enn es 
für einzelne Schulen aus G ründen der Ab- 
und A nreise der Schüler zweckmäßig ist, 
von der B ezirksverw altungsbehörde durch 
V erordnung schulfrei e rk lärt w erden;

c) der Fasnachtsm ontag und der Fasnachts­
dienstag;

d) die Tage vom M ontag nach dem Palm sonn­
tag bis einschließlich D ienstag nach O stern 
(O sterferien);

e) die Tage vom Sam stag vor bis einschließ­
lich D ienstag nach Pfingsten (Pfingstferien).

(7) A ußerdem  können aus bedeutsam en A n­
lässen des schulischen oder sonstigen öffent­
lichen Lebens in jedem  U nterrichtsjahr vom 
Schulleiter ein Tag, von der Bezirksverw al- 
tungsbehörde zwei Tage und in besonderen 
Fällen von der Landesregierung bis zu fünf 
Tage durch V erordnung schulfrei e rk lärt w er­
den.
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(8) Bei U nbenützbarkeit des Schulgebäudes 
in K atastrophenfällen  oder aus sonstigen zw in­
genden oder aus im öffentlichen In teresse ge­
legenen G ründen ist die unum gänglich no t­
w endige Zeit bis zu drei Tagen von  der Be­
zirksverw altungsbehörde und darüber hinaus 
von der Landesregierung durch V erordnung 
schulfrei zu erklären . W enn die Zahl der auf 
diese W eise schulfrei e rk lä rten  Tage m ehr als 
sechs beträgt, ha t die Landesregierung durch 
V erordnung zu bestim m en, daß die entfallenen 
Schultage en tw eder durch V erringerung  der im 
Sinne des Abs. 6 lit. b bis e und des Abs. 7 
schulfrei e rk lärten  Tage oder durch V erkü r­
zung der H auptferien  einzubringen sind. H ie­
bei m üssen jedoch der 24. und 31. Dezember, 
die letzten drei Tage der Karwoche und m inde­
stens sieben zusam m enhängende W ochen der 
H auptferien  schulfrei bleiben.

§ 3
Schultag

(1) Die durch den Lehrplan bestim m te G e­
sam tw ochenstundenzahl ist vom Schulleiter 
möglichst gleichmäßig auf die einzelnen Tage 
der W oche aufzuteilen. Die Zahl der U nter­
richtsstunden an einem  Schultag darf e in­
schließlich der Freigegenstände für Schüler der 
1. und 2. Schulstufe höchstens fünf, für Schüler 
der 3. und 4. Schulstufe höchstens sechs, für 
Schüler der 5. und 6. Schulstufe höchstens sie­
ben und für Schüler der 7. bis 9. Schulstufe 
höchstens acht betragen.

(2) Der Unterricht darf nicht vor acht Uhr 
beginnen und nicht nach 17 Uhr enden. Mit 
Zustim m ung der B ezirksverw altungsbehörde 
kann  jedoch der Schulleiter den Beginn des 
Unterrichts frühestens für sieben Uhr und für 
Schüler ab der 5. Schulstufe das Ende des Un­
terrichts spätestens für 18 Uhr ansetzen. Die 
Zustim m ung darf nur erte ilt w erden, w enn dies 
m it Rücksicht auf Fahrschüler oder auf Grund 
der örtlichen V erhältn isse  notw endig ist.

(3) U nter Bedachtnahm e auf die Bestim­
m ungen der Abs. 1 und 2 sowie auf die ö rt­
lichen V erhältn isse  hat der Schulleiter mit Zu­
stim m ung der B ezirksverw altungsbehörde fest­
zulegen, nach welcher Z eiteinteilung der Un­
terricht zu führen ist. Der U nterricht kann als 
üngete ilte r U nterricht an  V orm ittagen oder 
ausnahm sw eise an N achm ittagen oder als ge­
te ilte r U nterricht an  V orm ittagen und Nach­
m ittagen geführt w erden. Beim gete ilten  Un­
terricht ha t zwischen dem V orm ittags- und 
N achm ittagsunterricht ein Zeitraum  von m in­
destens einer Stunde zu liegen. W ird in den 
letzten  U nterrichtsstunden am V orm ittag ein 
U nterricht erteilt, innerhalb dessen die Schü­

ler auch zu M ittag essen, so kann  der Zeitraum  
zwischen dem V orm ittags- und dem Nachm it­
tagsunterricht bis auf eine halbe Stunde h erab ­
gesetzt w erden.

§ 4
Unterrichtsstunden und Pausen

(1) Eine U nterrichtstunde hat 50 M inuten zu 
dauern. W enn es jedoch aus zw ingenden G rün­
den, insbesondere, w enn aus Raum m angel an 
einer Schule w echselw eise am V orm ittag und 
am Nachm ittag unterrichtet w ird (W echsel­
unterricht), erforderlich ist, kann die Bezirks­
verw altungsbehörde durch V erordnung die 
D auer aller oder einzelner U nterrichtsstunden 
für einzelne Schulen mit 45 M inuten festsetzen.

(2) Zwischen den einzelnen U nterrichts­
stunden sind ausreichende Pausen in der Dauer 
von m indestens fünf und höchstens 20 M inu­
ten vorzusehen. W enn es die A rt des U nter­
richtsgegenstandes oder die S tundenplan­
gestaltung erfordern, können bis zur 8. Schul­
stufe höchstens zwei und in der 9. Schulstufe 
höchstens drei U nterrichtsstunden ohne Pause 
aneinander anschließen. In diesem  Falle hat 
die D auer der h ierauf folgenden Pause m in­
destens zehn M inuten zu betragen.

(3) U nterrichtsstunden, in denen die Schüler 
praktisch tätig  sind, können in dem nach der 
A rt des U nterrichtsgegenstandes notw endigen 
Ausm aß und ohne V erlängerung der darauf 
folgenden Pause aneinander anschließen. In 
diesem  Falle sind den Schülern jedoch Ruhe­
pausen im Ausmaß der sonst auf die Pausen 
entfallenden Zeit entsprechend dem A rbeits­
ablauf einzeln oder in G ruppen zu gew ähren.

III. ABSCHNITT
Gewerbliche, kaufmännische und 
hauswirtschaftliche Berufsschulen

§ 5
Schuljahr

(1) Das Schuljahr, das aus dem U nterrichts­
jah r und den H auptferien besteht, beginnt für 
ganzjährige und saisonm äßige Berufsschulen 
am zw eiten M ontag im Septem ber und für 
lehrgangsm äßige Berufsschulen am ersten  
W erk tag  im Septem ber. W enn dieser auf einen 
Freitag  oder Sam stag fällt, beginnt das Schul­
jah r jedoch an dem auf den Sam stag folgenden 
W erktag . Das Schuljahr dauert bis zum Be- 
ginnn des folgenden Schuljahres.

(2) Das U nterrichtsjahr beginnt mit dem 
Schuljahr und endet mit dem Beginn der 
H auptferien.
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(3) Die H auptferien  beginnen an dem Sams­
tag, der frühestens auf den 5. Ju li und spä te ­
stens auf den 11. Ju li fällt, und enden mit dem 
Beginn des folgenden Schuljahres.

(4) An hausw irtschaftlichen Berufsschulen 
kann  die Landesregierung auf A ntrag  einer 
G em einde die H auptferien  um höchstens sechs 
W ochen verlängern , w enn dies mit Rücksicht 
auf die örtliche landw irtschaftliche Bew irt­
schaftungsart erforderlich ist. Die auf diese 
W eise entfallenen  Schultage sind w ährend des 
U nterichtsjahres einzubringen. H iebei m üssen 
jedoch die im Abs. 7 lit. a genannten  Tage, 
der 24. und  31. Dezem ber sowie die letzten 
drei Tage der Karwoche schulfrei bleiben.

(5) Innerhalb des U nterrichtsjahres sind 
Schultage, sow eit sie nach den Bestimmungen 
des Abs. 7 nicht schulfrei sind,
a) an ganzjährigen  Berufsschulen m indestens 

ein vo ller Tag oder m indestens zwei H alb­
tage in der Woche,

b) an lehrgangsm äßigen Berufsschulen die 
innerhalb  der L ehrgangsdauer liegenden 
Tage und

c) an  saisonm äßigen Berufsschulen m indestens 
zwei volle Tage in der W oche innerhalb 
des Teiles des Jahres, auf den der U nter­
richt zusam m engezogen wird.
(6) W elche Tage im Sinne des Abs. 5 an den 

einzelnen Schulen (Klassen) Schultage sind, hat 
un ter Bedachtnahm e auf die örtlichen V erhä lt­
nisse der Schulleiter festzulegen.

(7) Schulfrei sind folgende Tage des U nter­
richtsjahres:
a) die Sonntage sowie der 1. Jänner, 6. J ä n ­

ner, 19. März, O sterm ontag, 1. Mai, Christi 
H im m elfahrt, Pfingstm ontag, Fronleichnam, 
29. Juni, 1. Novem ber, 8. Dezember, 25. De­
zem ber und 26. Dezember;

b) bei gew erblichen und kaufm ännischen Be­
rufsschulen die Tage vom 24. Dezember bis 
einschließlich 6. Jän n er (W eihnachtsferien); 
überdies könnnen der 23. Dezem ber sowie 
der 7. Jän n er aus kalenderm äßigen G rün­
den von der Landesregierung durch V erord­
nung schulfrei e rk lä rt w erden;

c) bei hausw irtschaftlichen Berufsschulen die 
Tage vom  M ontag vor dem 23. Dezember 
bis einschließlich Sam stag nach dem 3. Jä n ­
ner (W eihnachtsferien);

d) bei gew erblichen und kaufm ännischen Be­
rufsschulen die Tage vom  M ontag nach dem 
Palm sonntag bis einschließlich O sterm ontag 
(Osterferien), w obei an lehrgangsm äßigen 
Berufsschulen drei Schultage einzubringen 
sind;

e) bei hausw irtschaftlichen Berufsschulen die 
Tage vom M ontag nach dem Palm sonntag 
bis einschließlich Sam stag nach O stern 
(Osterferien).
(8) W ird durch die nach Abs. 7 schulfreien 

Tage und die gemäß § 6 bestim m te Zahl der 
U nterrichtsstunden an einem  Tag die im Lehr­
plan  vorgesehene Zahl der U nterrichtsstunden 
nicht oder um w eniger als ein Zehntel u n te r­
schritten, so kann die Landesregierung aus 
G ründen wirtschaftlicher E rfordernisse in e in­
zelnen Berufszweigen durch V erordnung zu­
sätzlich so viel w eitere  Tage schulfrei erklären, 
daß die im Lehrplan vorgesehene Zahl der Un­
terrichtsstunden um  nicht m ehr als ein Zehntel 
unterschritten  wird.

(9) Bei U nbenützbarkeit des Schulgebäudes 
in K atastrophenfällen  oder aus sonstigen zw in­
genden oder aus im öffentlichen In teresse ge­
legenen G ründen ist die unum gänglich no t­
w endige Zeit von der Landesregierung durch 
V erordnung schulfrei zu erklären . W enn die 
Zahl der auf diese W eise schulfrei e rk lärten  
Tage m ehr als drei beträgt, ha t die Landes­
regierung durch V erordnung zu bestimmen, 
daß die entfallenen Schultage bei ganzjährigen 
Berufsschulen en tw eder durch V erringerung 
der im Sinne des Abs. 7 lit. b bis e schulfrei 
e rk lärten  Tage oder durch V erkürzung der 
H auptferien  und bei den übrigen Berufsschulen 
durch entsprechende V erlängerung der Schul­
dauer einzubringen sind. H iebei m üssen jedoch 
der 24. und 31. Dezember, die letzten  drei 
Tage der Karwoche und m indestens fünf zu­
sam m enhängende W ochen der H auptferien 
schulfrei bleiben.

§ 6
Schultag

Die im Lehrplan vorgesehene Zahl der Un­
terrichtsstunden ist un te r Berücksichtigung der 
D auer der H auptferien  und der schulfreien 
Tage gemäß § 5 Abs. 7 sowie un ter Bedacht­
nahm e auf die örtlichen V erhältn isse  vom 
Schulleiter möglichst gleichmäßig auf Schul­
wochen und Schultage aufzuteilen.

§ 7
Unterrichtsstunden und Pausen

(1) Eine U nterrichtsstunde hat 50 M inuten 
zu dauern. W enn es jedoch aus zw ingenden 
G ründen erforderlich ist, kann  die Landesregie­
rung durch V erordnung die D auer aller oder 
einzelner U nterrichtsstunden für einzelne 
Schulen mit 45 M inuten festsetzen.

(2) Zwischen den einzelnen U nterrichtsstun­
den sind ausreichende Pausen in der Dauer
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von m indestens fünf und höchstens 15 M inuten 
vorzusehen. W enn es die A rt des U nterrichts­
gegenstandes oder die S tundenplangestaltung 
erfordern, können höchstens drei U nterrichts­
stunden ohne Pause aneinander anschließen. 
In diesem  Falle hat die D auer der h ierauf fol­
genden Pause m indestens zehn M inuten zu be­
tragen.

(3) U nterrichtsstunden, in denen die Schü­
ler praktisch tätig  sind, können in dem nach 
der A rt des U nterrichtsgegenstandes no tw en­
digen Ausm aß und ohne V erlängerung der 
darauf folgenden Pause aneinander an ­
schließen. In diesem  Falle sind den Schülern 
jedoch R uhepausen im Ausm aß der sonst auf 
die Pausen entfallenden Zeit entsprechend dem 
A rbeitsablauf einzeln oder in G ruppen zu ge­
w ähren.

IV. ABSCHNITT 
Gemeinsame Bestimmungen

§ 8
Schulversuche

Die Landesregierung kann zur Erprobung 
von zw eckentsprechenden U nterrichtszeiten 
durch V erordnung Regelungen treffen, bei 
denen von den Bestim m ungen des II. und III. 
Abschnittes abgewichen wird. Die A nzahl der 
K lassen an Schulen, an denen solche Schul­
versuche durchgeführt w erden, darf 5 v. H. der 
A nzahl der in der betreffenden Schulart im 
Landesgebiet bestehenden K lassen nicht über­
steigen. D erartige Schulversuche dürfen nur 
sow eit durchgeführt w erden, als dadurch in die 
V ollziehung des Bundes fallende A ngelegen­
heiten  nicht berührt werden.

§ 9
Verordnungen

(1) Vor der Erlassung von V erordnungen 
der Landesregierung und der B ezirksverw al­
tungsbehörde auf Grund dieses Gesetzes ist 
der Landesschulrat zu hören.

(2) V erordnungen der Landesregierung auf 
Grund dieses Gesetzes sind im A m tsblatt für 
das Land V orarlberg  kundzumachen.

(3) W enn sich auf Grund dieses Gesetzes 
erlassene V erordnungen nur auf einzelne 
Schulen beziehen, sind sie abweichend von den 
sonst geltenden V orschriften über die K und­
machung solcher V erordnungen durch A n­
schlag in der betreffenden Schule kundzum a­
chen. Sie treten, sow eit darin nichts anderes 
bestim m t ist, mit dem Ablauf des Tages des 
Anschlages in der Schule in Kraft. Die Erzie­
hungsberechtigten der Schüler sind in ge­
eigneter W eise auf diese Kundmachung hinzu­
weisen.

§ 10
Schlußbestimmungen

(1) Dieses Gesetz tritt am 15. A ugust 1965 
in Kraft.

(2) Mit dem Inkrafttre ten  dieses Gesetzes 
tre ten  alle b isherigen Bestimmungen über die 
U nterrichtszeit an öffentlichen Pflichtschulen 
außer Kraft, insbesondere die §§ 15 und 53 bis 
62 Abs. 2 der mit V erordnung des M iniste­
riums für Kultus und Unterricht RGBl. Nr. 159/ 
1905 erlassenen Schul- und U nterrichtsordnung 
für allgem eine Volksschulen und für B ürger­
schulen.
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B e r i c h t

Auf dem G ebiete des Schulwesens w urde 
die K om petenzverteilung zwischen Bund und 
Ländern durch das B undesverfassungsgesetz 
BGBl. Nr. 215/1962 neu festgelegt. Gemäß 
Art. 14 Abs. 3 lit. b B.-VG. ist in den A ngele­
genheiten  der äußeren O rganisation  (Aufbau, 
O rganisationsform en, Errichtung, Erhaltung, 
Auflassung, Sprengel, K lassenschülerzahlen, 
U n t e r r i c h t s z e i t )  der öffentlichen Pflicht­
schulen Bundessache die G esetzgebung über 
die G rundsätze und Landessache die Erlassung 
von A usführungsgesetzen und die V ollzie­
hung.

Die für die U nterrichtszeit — darun ter fällt 
sowohl die Ferienordnung als auch die tägliche 
U nterrichtszeit — gegenw ärtig  geltenden Re­
gelungen sind hinsichtlich der allgem einbilden­
den Pflichtschulen in der Schul- und U nter­
richtsordnung für allgem eine V olksschulen und 
Bürgerschulen aus dem Jah re  1905 und für die 
Berufsschulen in Erlässen des Bundesm iniste­
riums für Unterricht, deren gesetzliche G rund­
lage in v ielen Fällen zw eifelhaft ist, enthalten. 
Da diese Regelungen teilw eise überholt sind 
und vielfach auch mit Art. 13 B.-VG. nicht im 
Einklang stehen, erw ies es sich als notwendig, 
die M aterie einer grundlegenden N euregelung 
zuzuführen.

Als letzter Schritt auf dem G ebiete der 
äußeren O rganisation  der öffentlichen Pflicht­
schulen soll nunm ehr diese Regelung über die 
U nterrichtszeit erlassen w erden. Die en tsp re­
chenden G rundsätze hat der Bundesgesetz­
geber im Schulzeitgesetz, BGBl. Nr. 193/1964, 
aufgestellt.

Der I. Abschnitt des vorliegenden A usfüh­
rungsgesetzentw urfes en thält die allgem einen 
Bestimmungen. Im II. A bschnitt w erden die e r­
forderlichen R egelungen für die allgem einbil­
denden Pflichtschulen (Volks-, Haupt-, Sonder­
schulen und polytechnische Lehrgänge) und im
III. Abschnitt für die berufsbildenden Pflicht­
schulen (gewerbliche, kaufm ännische und haus­
wirtschaftliche Berufsschulen) getroffen. Der
IV. A bschnitt sieht gem einsam e Bestimmungen 
vor.

Im einzelnen w ird bem erkt:
Zu § 1:

Gemäß Art. 14 Abs. 5 lit. a B.-VG. sind die 
A ngelegenheiten  der öffentlichen Ubungsschu- 
len, die einer öffentlichen Schule zum Zwecke 
lehrplanm äßig vorgesehener Ü bungen einge­
g liedert sind, in G esetzgebung und V ollzie­
hung Bundessache. Diese übungsschulen m üs­
sen daher, w ie dies Abs. 2 vorsieht, von den 
Bestim m ungen dieses G esetzes ausgenom m en

w erden. Der Abs. 3 soll das M ißverständnis 
verhindern, daß durch die Bestim m ungen des 
vorliegenden Entwurfes etw a auch Rechts­
ansprüche für die Lehrer und die sonstigen den 
Schulen zur D ienstleistung zugew iesenen Per­
sonen auf D ienstfreistellung an Ferientagen 
oder durch die R egelungen bezüglich der täg ­
lichen U nterrichtsdauer und der Pausen be­
gründet würden. Für die D ienstzeit der ge­
nannten  Personen gelten v ielm ehr die Bestim­
m ungen des Dienstrechtes und nicht jene des 
Pflichtschulzeitgesetzes. Auf § 16 Abs. 3 des 
Schulzeitgesetzes w ird verw iesen.

Im Abs. 4 w ird klargestellt, daß bei Schul­
schikursen, W andertagen  und ähnlichen Schul­
veransta ltungen  die Bestim m ungen des Ge­
setzentw urfes nicht anzuw enden sind. Es wird 
ebenfalls auf die vorzitierte  G rundsatzrege­
lung des Schulzeitgesetzes verw iesen.

Zu § 2:
Die im Abs. 1 vorgesehenen  Bestim m un­

gen, daß das Schuljahr am zw eiten M ontag im 
Septem ber beginnt, entspricht dem derzeitigen 
Zustand und stimmt mit der Ferialordnung 
für die m ittleren  und höheren Schulen in V or­
arlberg  überein.

In Bindung an das G rundsatzgesetz w ird 
als U nterrichtsjahr der Teil des Schuljahres 
außerhalb der H auptferien  bezeichnet. Dem­
gegenüber um faßt das Schuljahr zwölf M onate. 
Durch die einheitliche Festlegung dieser A us­
drucksweise w erden hinkünftig  Zw eifelsfragen 
verm ieden.

Im Abs. 3 ist der Beginn der H auptferien  so 
fetsgesetzt, daß diese w ie bisher neun W ochen 
dauern. In einzelnen G ebieten des Landes, ins­
besondere im Bregenzerwald, Laternsertal, 
M ontafon und Großen W alsertal, gab es seit 
jeher für die H auptferien Sonderregelungen. 
Damit w urde auf die besonderen  Bedürfnisse 
jener Bauernfam ilien Rücksicht genommen, die 
in diesen G ebieten im F rühjahr und H erbst auf 
das V orsäß bzw. M aisäß ziehen. W enn auch 
der A nteil der landw irtschaftlichen B evölke­
rung in diesen G ebieten stark  zurückgegangen 
ist und überdies in der Bew irtschaftungsart 
eine gew isse W andlung e ingetreten  ist, e r­
scheint es dennoch angebracht, im Abs. 4 die 
M öglichkeit für eine entsprechende V erlän­
gerung der H auptferien  vorzusehen. Die be­
grüßensw erte lockere G estaltung des § 8 
Abs. 1, 2 und 6 der G rundsatzbestim m ungen 
des Schulzeitgesetzes läßt eine solche A us­
nahm e zu.

Zu Abs. 6 ist auf § 8 Abs. 3 und 4 des 
Schulzeitgesetzes zu verw eisen. Durch lit. c
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soll die in V orarlberg  übliche Praxis, daß der 
Fasnachtsm ontag und Fasnachtsdienstag schul­
frei gehalten  w erden, in das Gesetz übernom ­
men w erden. Die grundsatzgesetzliche Dek- 
kung b ie te t der § 8 Abs. 4 le tz ter H albsatz des 
Schulzeitgesetzes.

Durch Abs. 7 w ird der § 8 Abs. 5 des Schul­
zeitgesetzes und durch Abs. 8 der § 8 Abs. 8 
des Schulzeitgesetzes ausgeführt. Die im Abs. 7 
erw ähnten  Tage können selbstverständlich 
vom  Schulleiter, von der B ezirksverw altungs­
behörde und von der Landesregierung un ­
abhängig voneinander schulfrei e rk lärt w er­
den.

Zu § 3:
H ier w erden in V erbindung mit § 4 zur 

V erm eidung einer Ü berlastung der Schüler für 
den täglichen Unterricht G renzen gezogen, die 
nicht überschritten  w erden dürfen. Bei Fest­
legung der U nterrichtstunden nach Abs. 1 und 
2 w ird der Schulleiter im Landesvollziehungs­
bereich tätig, bei der Bestimmung der G egen­
stände, die in den einzelnen Stunden u n te r­
richtet w erden, hingegen im Bundesvollzie­
hungsbereich. Im übrigen  ist zu § 3 des Ent­
w urfes auf § 9 Abs. 2 bis 4 des Schulzeitgeset­
zes zu verw eisen.

A uf eine M eldung der vom Schulleiter ge­
troffenen Einteilung an die B ezirksverw al­
tungsbehörde kann  im In teresse der V erm ei­
dung eines w eiteren  V erw altungsaufw andes 
verzichtet w erden, w eil nach anderen  V or­
schriften die Stundenpläne sowieso dem Be­
zirksschulinspektor zur G enehm igung vorzu­
legen sind.

Zu § 4:
Durch diese Bestim m ungen w ird § 9 Abs. 1 

des Schulzeitgesetzes ausgeführt. Die U nter­
richtsstunde soll 50 M inuten dauern. N ur in 
zw ingenden G ründen soll die B ezirksverw al­
tungsbehörde die M öglichkeit haben, für ein­
zelne Schulen 45-M inuten-Stunden vorzusehen. 
Bei Festlegung der Pausen w ird der Schulleiter 
ebenfalls im Landesvollziehungsbereich be­
hördlich tätig.

U nter „praktischer Tätigkeit" im Sinne des 
Abs. 3 ist U nterricht in H ausw irtschaft, K na­
ben- und M ädchenhandarbeit, B ildnerischer Er­
ziehung und ähnlichen U nterrichtsgegenstän­
den zu verstehen. Nicht dazu gehören etw a 
M aschinschreiben, D arstellende G eom etrie und 
dergleichen. Es kom m t also darauf an, daß sich 
der Schüler w ährend des U nterrichtes k ö rper­
lich bew egen kann  und geistig  w eniger kon ­
zentrieren  muß.

Zu § 5:
Bei den Berufsschulen muß in bezug auf 

den Schuljahrsbeginn zwischen den leh r­
gangsm äßigen und den anderen Berufsschulen 
unterschieden w erden, weil bei den ersteren  
darauf Bedacht zu nehm en ist, daß bis W eih­
nachten ein acht zusam m enhängende W ochen 
dauernder Lehrgang untergebracht w erden 
kann.

Der Abs. 4 berücksichtigt den Umstand, daß 
es in einzelnen Gem einden des B regenzer­
w aldes und des M ontafons w ährend der Vor- 
säß- bzw. M aisäßzeit (Juni und Juli) nicht 
möglich ist, den Unterricht aufrecht zu erhal­
ten. Auch im Großen W alserta l w ird die Schü­
lerzahl w ährend  dieser Zeit stark  verm indert, 
da die M ädchen vielfach S tellen in Saison­
betrieben  des G astgew erbes antreten. Diesen 
besonderen V erhältn issen  w urde bisher da­
durch Rechnung getragen, daß das vorgeschrie­
bene U nterrichtsausm aß in der W eise erreicht 
w urde, daß der im Juni und Ju li ausgefallene 
U nterricht w ährend  der W interm onate einge­
bracht w urde. Im Interesse der B evölkerung 
der Berggem einden erscheint es erforderlich, 
im Gesetz eine entsprechende Regelung zu 
treffen. Für die Berufsschulen fehlt allerdings 
eine dem § 8 Abs. 6 Schulzeitgesetz en tsp re­
chende Bestimmung. Die grundsatzgesetzliche 
Deckung dürfte jedoch durch § 10 Abs. 7 Schul- 
zeitgesetz gegeben sein („sonstige zw ingende 
oder im öffentlichen In teresse gelegene 
G ründe").

Bei Festlegung der Schultage nach Abs. 6 
ist der Schulleiter gegenüber der Landesregie­
rung w eisungsgebunden. Eine entsprechende 
M itteilung des Schulleiters an die Landesregie­
rung erübrig t sich, weil ohnehin der S tunden­
plan  dem zuständigen Schulaufsichtsorgan zur 
G enehm igung vorzulegen ist.

Im Abs. 7 lit. c und e ist w iederum  eine 
Sonderregelung für die hausw irtschaftlichen 
Berufsschulen vorgesehen. Eine solche Re­
gelung ist erforderlich, weil v iele Betriebe — 
die m eisten Schülerinnen, besonders im Rhein­
tal, arbeiten  in Industriebetrieben  — schon 
etliche Tage vor W eihnachten und O stern 
ihren  A rbeiterinnen  zur H eim fahrt freigeben 
und die A rbeit erst einige Tage nach den 
Feiertagen w ieder aufgenom m en wird. A ußer­
dem w erden die im H aushalt beschäftigten 
Schülerinnen gerade zu W eihnachten und 
O stern  besonders stark  beansprucht, so daß 
der Schulbetrieb darun ter leidet. Die für die 
hausw irtschaftlichen Berufsschulen vo rge­
schriebene U nterrichtszeit von 360 Jah resstu n ­
den, das sind 36 Schulwochen gegenüber 40 bei 
den anderen  Berufsschulen, w ird trotz der v o r­
geschlagenen Regelung voll erreicht.
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U nberührt von der Regelung über die 
schulfreien Tage b leiben selbstverständlich die 
Bestim m ungen des § 23 des Schulpflichtgeset­
zes, BGBl. Nr. 241/1962, über die Befreiung 
vom Besuch der Berufsschulen aus w irtschaft­
lichen Gründen.

Bisher haben die Landesinnungen der Flei­
scher, Bäcker, K onditoren und Friseure a lljäh r­
lich angesucht, daß jenen  Klassen, die von 
ihren Lehrlingen besucht w erden, an den 
Schultagen, die vor einem  gesetzlichen Feier­
tag liegen, schulfrei gegeben wird. Gleich­
artige Ansuchen w urden von den K aufleuten 
für die Schultage vor W eihnachten gestellt. 
Durch Abs. 8 soll die M öglichkeit geschaffen 
w erden, solchen Ansuchen w eiterh in  en tsp re­
chen zu können, sow eit dies im Rahmen des 
Zehntels, um das die im Lehrplan vorgesehene 
Zahl der U nterrichtsstunden unterschritten 
w erden darf, möglich ist (vgl. dazu auch § 10 
Abs. 6 des Schulzeitgesetzes).

Zu Abs. 9 ist auf § 10 Abs. 7 des Schulzeit­
gesetzes zu verw eisen.

Zu § 6:
Die Festlegung der Zahl der U nterrichts­

stunden an einem  Schultag ist ebenfalls aus 
dem vorzulegenden und zu genehm igenden 
S tundenplan ersichtlich, so daß eine d iesbe­
zügliche M eldung an die Landesregierung 
nicht erforderlich erscheint.

Zu § 7:
Der § 7 entspricht sinngem äß dem  § 4 d ie­

ses Entwurfes. Die dort gegebenen E rläu terun­
gen gelten auch hier. Als praktische T ätigkeit 
im Sinne des Abs. 3 kommt h ier insbesondere 
der W erkstätten - und Laboratorium sunterricht 
in Betracht. G rundsatzgesetzlich ist auf § 10 
Abs. 5 zu verw eisen.

Zu § 8:
Durch diese Bestimmung w ird § 11 des 

Schulzeitgesetzes ausgeführt.

Zu § 9:
Der Abs. 1 erster Satz, der einen kaum  zu 

vertre tenden  V erw altungsaufw and mit sich 
bringen wird, ist zw ingend durch § 12 des 
Schulzeitgesetzes vorgeschrieben. Diese V or­
schrift w ird in der R egierungsvorlage bzw. im 
Bericht des U nterrichtsausschusses (474 bzw. 
511 der Beilagen zu den stenographischen Pro­
tokollen des N ationalrates X. GP.) dam it be­
gründet, daß das Ineinandergreifen  der Schul­
zeitregelungen mit dem U nterricht selbst ein 
enges Zusam m enw irken zwischen den vom 
Landesausführungsgesetz berufenen Vollzie-

Bregenz, am 10. A ugust 1965

hungsbehörden und den B undesbehörden erfor­
derlich mache. Zufolge d ieser Bestimmung m üs­
sen also sowohl die Landesregierung als auch 
die B ezirksverw altungsbehörde bei Erlassung 
der zahlreichen in diesem  Entwurf vorgesehe­
nen V erordnungen jedesm al den Landesschulrat 
hören, der seine Ä ußerung gemäß § 9 Abs. 1 
des Bundes-Schulaufsichtsgesetzes, BGBl. Nr. 
240/1962, auf Grund einer Beratung und Be­
schlußfassung durch das Kollegium abzugeben 
hat.

Durch die vorgesehene Einschränkung auf 
V erordnungen der Landesregierung und der 
B ezirksverw altungsbehörde soll k largestellt 
w erden, daß nicht auch der Schulleiter bei Er­
lassung allgem einer A nordnungen den Landes­
schulrat zu hören  hat. Dies ist notwendig, 
weil der Schulleiter bei solchen A nordnungen 
(vgl. § 2 Abs. 7, § 3 Abs. 1 und 2, § 4 Abs. 2 
und 3, § 5 Abs. 6, § 6, § 7 Abs. 2 und 3 des Ent­
wurfes) behördlich tätig  w ird und es sich h ie­
bei um generelle  Akte, somit um V erordnun­
gen handelt. Der § 12 des Schulzeitgesetzes b e­
zieht sich jedoch offensichtlich nur auf die von 
den eigentlichen Behörden erlassenen V erord­
nungen, da sich diese V orschrift sonst ad ab ­
surdum  führen würde.

Zu Abs. 2 ist zu bem erken, daß nach § 2 
Abs. 1 des G esetzes über das Landesgesetz­
blatt, LGB1. Nr. 15/1948, in der Fassung LGB1. 
Nr. 6/1950, V erordnungen der Landesregierung 
im Landesgesetzblatt kundzum achen sind. In 
A bänderung dieser Bestimmung soll nun im 
Hinblick auf die örtliche und zeitliche Begren­
zung der V orschriften bestim m t w erden, daß 
die in Rede stehenden V erordnungen im A m ts­
b latt kundzum achen sind.

Eine derartige Kundmachung verfehlt je ­
doch ihren  Zweck, w enn die V erordnung 
sich lediglich auf den Bereich einer Schule b e­
zieht oder — wie in K atastrophenfällen  — 
eine unverzügliche Kundmachung erforderlich 
ist. Aus diesem  Grunde soll die Kundmachung 
in derartigen  Fällen durch Anschlag in der 
Schule möglich sein.

Zu § 10:
Der Abs. 1 folgt dem § 18 Abs. 3 des Schul­

zeitgesetzes, wonach die A usführungsgesetze 
mit 15. A ugust 1965 in Kraft zu setzen sind.

Die im Abs. 2 angeführten  Rechtsvorschrif­
ten sind auf Grund der §§ 2 bis 6 UG. 1920 mit 
W irkung vom 18. Ju li 1962 zu landesrecht­
lichen Regelungen gew orden (Art. VII Abs. 1 
des B undesverfassungsgesetzes BGBl. Nr. 215/ 
1962). Es obliegt daher dem  Landesgesetzgeber, 
diese Vorschriften aufzuheben.
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